Frau

Staatsanwältin Koller

Staatsanwaltschaft Ellwangen

Marktplatz 6

73479 Ellwangen

München, den 29. August 2002 

Strafanzeige gegen Herrn Dr. XXXXX wegen des Verdachtes der quälerischen Tiermisshandlung durch unterlassene Unterbindung gesetzwidriger Zustände in der Kaninchenhaltung des Herrn Dr. YYYYY (vgl. Ermittlungsverfahren, Aktenzeichen 33 Js 7250/02) 

Sehr geehrte Frau Staatsanwältin Koller,

Herr Dr. XXXXX ist für gesetzmäßige Zustände in der Tierhaltung des Dr. YYYYY verantwortlich und hat als Amtstierarzt eine Garantenstellung - vgl. hierzu Anlage 2, § 17 Rn 30.

Wie seine Stellungnahme vom 8.8.2002 zeigt, kennt er alle objektiven Umstände in den Ställen und weiß, dass bei dieser Haltung eine Vielzahl von Verhaltensbedürfnissen der Kaninchen lebenslang unterdrückt werden. 

Es ist schlicht nicht vorstellbar, dass Herr Dr. XXXXX als Veterinärmediziner die Folgen dieser Unterdrückungen - erhebliche, anhaltende, nämlich lebenslange Leiden - nicht kennt, wie sie in der Literatur auch beschrieben werden - vgl. Anlage 2, § 17 Rn 10-14, 19 und 25. Äußerst merkwürdig, dass er eine Prüfung der Verhaltensbedürfnisse bzw. ihrer Unterdrückung für entbehrlich hält.

Entgegen den typischen Verhältnissen in derartigen Haltungen, wie sie beispielsweise von der Landestierärztekammer Hessen - wie folgt - dargestellt werden, hat Herr Dr. XXXXX nichts derartiges feststellen können:

Kaninchen werden in Käfigen und oft ohne Einstreu gehalten. Verletzungen der Pfoten und durch den Bewegungsmangel verursachte Verkrümmungen der Pfoten treten häufig auf. Durch die beengte, reizarme Haltung kommt es zu Kannibalismus und Selbstverstümmelung. ... Für die Haltung von Mastkaninchen gibt es lediglich völlig unzureichende Empfehlungen der „World Rabbit Science Association“. (vgl. Anlage 1 und mein Schreiben vom 29.8.2002 im Verfahren 33 Js 7250/02) 

Es besteht der Verdacht, dass die Untersuchung der Tiere unvollständig war.

Ergebnis: Herr Dr. XXXXX verletzt spätestens seit seiner Besichtigung der Ställe des Dr. YYYYYs plus einer angemessenen Handlungsfrist § 17 Nr. 2 b des Tierschutzgesetzes durch Unterlassen.

Mit freundlichen Grüßen 

Wolfgang Schindler

Rechtsanwalt 

Anlagen 

